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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Wittmann (Straubing), Dr. Gruhi, 

Dr. Haenschke, Dr. Jahn (Braunschweig) und Genossen 
- Drucksache 7/2532- 

betr. Beschiüsse der iil. Internationalen Parlamentarierkonferenz zu Umweitfragen 


Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vom 22. Okto- 
ber 1974 - UA I 7 - 500 238 K 5/1 - die Kleine Anfrage namens 
der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 

Die III, Internationale Parlamentarierkonferenz zu Umweltfra- 
gen, die vom 8. bis 10. April in Nairobi tagte, hatte sich zur 
Aufgabe gemacht zu überprüfen, inwieweit die internationalen 
Aktionsprogramme zu Umweltfragen realisiert worden sind. 
Dabei wurden Resolutionen der Generalversammlung der Ver- 
einten Nationen, des Verwaltungsausschusses des Umweltpro- 
gramms der Vereinten Nationen (UNEP) und die Empfehlungen 
internationaler Organisationen einbezogen. 


1. Ist die Bundesregierung bereit, auf internationaler Ebene dazu 

beizutragen, daß die von 129 Abgeordneten aus 46 Parlamenten v 

in ihren Resolutionen getroffenen Festlegungen und Empfeh- 
lungen (siehe Anlage) zu bisher nicht durchgeführten Umwelt- 
Aktionen angegriffen werden? 

Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß viele Umweltpro- 
bleme nur auf internationaler Ebene gelöst werden können. Sie 
ist bemüht, im internationalen Rahmen vor allem zur Durch- 
setzung folgender Ziele beizu tragen: 

— Abschluß internationaler Übereinkommen, 

— Harmonisierung von Kriterien und Standards, um inter- 
national einen gleichmäßig strengen Umweltschutz zu er- 
reichen, 

— koordinierte bzw. gemeinsame Forschungs- und Entwick- 
lungsvorhaben, 

— Erfahrungsaustausch. 

Die Bundesregierung läßt sich dabei von den Grundsätzen und 
Empfehlungen leiten, denen sie auf der Stockholmer Umwelt- 
konferenz der Vereinten Nationen zugestimmt hat. Daher be- 
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grüßt sie grundsätzlich die Beschlüsse der IIL Internationalen 
Parlamentarierkonferenz, für deren Verwirklichung sie sich im 
Rahmen ihrer internationalen Umweltpolitik einsetzen wird. 
Viele der in den Beschlüssen geforderten Aktivitäten werden 
von ihr seit langem durch geführt; bei anderen zeichnen sich 
erste Ansätze zu einer internationalen Zusammenarbeit ab. 

Die Bundesregierung gibt dabei folgenden Schritten auf inter- 
nationaler Ebene Priorität: 

Grenzüberschreitende Umweltschäden 

Die Bundesregierung beteiligt sich aktiv in den internationalen 
Gremien, in denen Fragen der grenzüberschreitenden Ver- 
schmutzung behandelt werden. Solche Fragen sind z. B. im 
IIL Ausschuß der Dritten VN-Seerechtskonferenz erörtert wor- 
den. Nach Artikel 17 der Ostsee-Konvention, die auch die Bun- 
desregierung unterzeichnet hat, haben sich die Vertragsparteien 
verpflichtet, sobald wie möglich gemeinsame Vorschriften zu 
erarbeiten und anzunehmen, welche die Haftung für Schäden 
auf Grund von Handlungen oder Unterlassungen entgegen der 
Konvention betreffen und die sich u. a. beziehen auf Fragen der 
Haftungsbegrenzungen und Grundsätze und Verfahren für die 
Entschädigung und die Haftung. Der Ministerausschuß des 
Europarats hat bereits 1971 eine Entschließung zur Luftreinhal- 
tung in Grenzgebieten gefaßt, in welcher er den Regierungen 
der Mitgliedstaaten empfahl, Bewohnern von Gebieten jenseits 
der Grenze den gleichen Schutz gegen Luftverunreinigung zu 
gewähren wie Bewohnern des eigenen Landes. Auf Grund die- 
ser Entschließung bemüht sich eine ad hoc- Arbeitsgruppe, das 
Modell einer Mustervereinbarung für bilaterale und trilaterale 
Übereinkommen zu erarbeiten. Der Umwelttausschuß der 
OECD hat einige Grundsätze über grenzüberschreitende Ver- 
schmutzung aufgestellt, die auf der nächsten Ausschußsitzung, 
die auf Ministerebene stattfindet, als Aktionsvorschlag für die 
weitere Arbeit des OECD-Umweltausschusses verabschiedet 
werden sollen. Dabei soll der Umweltausschuß auch mit der 
Untersuchung von Fragen der Haftung und Verantwortlichkeit 
bei grenzüberschreitender Verschmutzung betraut werden. 

Erdwacht 

Die Delegation der Bundesrepublik Deutschland hat bereits auf 
der 2. Sitzung des UNEP- Verwaltungsrates im März 1974 dar- 
auf gedrängt, mit der operativen Phase des Erdwacht-Pro- 
gramms zu beginnen. Die Bundesregierung hatte bereits im 
Dezember 1973 einen Beitrag zum Internationalen Referenz- 
system für Umweltinformationen (IRS) geleistet, indem sie in 
Heidelberg ein Seminar veranstaltete, wobei sich vor allem die 
Vorteile des Netzwerkkonzepts herausstellten, das auch die 
Grundlage für das nationale Umweltplanungs- und Informa- 
tionssystem (UMPLIS) ist. Die Einschaltstelle für IRS ist das 
Umweltbundesamt. Die Bundesregierung unterstützt den Aus- 
bau des Umweltrechts-Dokumentationszentrums der Internatio- 
nalen Naturschutz-Union (lUCN) als eines Subsystems des IRS 
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durch einen finanziellen Beitrag von 200 000 DM. Auch für das 
Globale Umwelt-Überwachungssystem (GEMS) leistete sie we- 
sentliche Beiträge. Zur Überwachung der Luftverunreinigung 
hat sie Einrichtungen (z. B. Meßnetze) geschaffen bzw. von der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft übernommen, um die Höhe 
der Luftverunreinigung ständig zu überwachen. Auch zur Ent- 
wicklung der wissenschaftlichen Methodologie hat sie beige- 
tragen; wichtige Elemente des Programms von GEMS (z, B. ein 
Handbuch über die Meßtechnik von Luftverunreinigungen) sind 
von Wissenschaftlern aus der Bundesrepublik Deutschland er- 
arbeitet worden. In Abstimmung mit den Vereinten Nationen 
finanziert und errichtet die Bundesrepublik eine Meßstation zur 
Überwachung von Luftverunreinigungen in der Republik El Sal- 
vador. Weiterhin wird voraussichtlich in Zusammenarbeit mit 
den zuständigen spanischen Fachbehörden 1976 eine Basis-Meß- 
station (eine von rd. zehn Hauptmeßstationen zur Überwachung 
der Luftverunreinigung, die im Rahmen von GEMS eingerichtet 
werden sollen) in Izana/Teneriffa eingerichtet werden. Auch 
im Rahmen der Weltorganisation für Meteorologie (WMO) 
arbeitet die Bundesrepublik an den Problemen der Umwelt- 
überwachung mit. 

Umweltverträglichkeitserklärungen 

Auf der Grundlage einer guten Tradition der Eingriffs- und 
Ordnungsverwaltung bestehen für eine Reihe umweltrelevan- 
ter privater Aktivitäten gesetzliche Genehmigungs- und Erlaub- 
nisregelungen, die als spezielle Ausprägungen der Prüfung der 
Umweltverträglichkeit anzusehen sind. Dazu gehören vor allem 
die Genehmigungsverfahren nach dem Bundes-Immissions- 
schutzgesetz, das insoweit die Regelungen der Gewerbeord- 
nung ablöst, und nach dem Atomgesetz sowie die Erlaubnisver- 
fahren des Wasserhaushaltsrechts. Für verschiedene öffentliche 
Vorhaben, die eine Flächennutzung erfordern, ist in den Rege- 
lungen zu Planfeststellungsverfahren die Verpflichtung zur Be- 
achtung berührter Belange des Wohls der Allgemeinheit, mit- 
hin auch zur Prüfung der Umweltverträglichkeit, enthalten. 
Auch in die rahmenrechtlichen Grundsätze des Bundesraum- 
ordnungsgesetzes ist die Beachtung von Umweltbelangen ein- 
bezogen. 

Die Bundesregierung hat im August 1972 die Gemeinsame Ge- 
schäftsordnung der Bundesministerien - Besonderer Teil - 
(GGO II) dahin ergänzt, daß zu den Vorarbeiten von Entwürfen 
zu Gesetzen, Rechts Verordnungen und allgemeinen Verwal- 
tungsvorschriften des Bundesministeriums des Innern zuzu- 
ziehen ist, wenn Belange des Umweltschutzes berührt sein kön- 
nen, um die Prüfung der Umweltverträglichkeit sicherzustellen. 

Vorbereitet wird eine allgemeine verwaltungsinterne Rege- 
lung, die eine Integration der Prüfung der Umweltverträglich- 
keit in den Entscheidungsprozeß für alle öffentlichen Maßnah- 
men des Bundes gewährleistet. Grundlage für die weiteren Ar- 
beiten hierzu bildet ein von einer interministeriellen Arbeits- 
gruppe erstellter Entwurf für „Richtlinien für die Prüfung der 
Umweltverträglichkeit öffentlicher Maßnahmen des Bundes". 
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Ausgehend davon, daß weitgehend in den Bundesländern ent- 
sprechende Zielsetzungen in Umweltprogramme und -berichte 
aufgenommen sind, wird auf der Grundlage von Vorarbeiten 
eines Bund-Länder- Arbeitskreises „Umweltverträglichkeitsprü- 
fung" eine Entschließung der Umweltministerkonferenz über 
„Grundsätze für die Prüfung der Um weit Verträglichkeit öffent- 
licher Maßnahmen" erstrebt, um damit auf übereinstimmende 
Konzeptionen in Bund und Ländern hinzuwirken. Darüber hin- 
aus wird für bedeutsame umweltrelevante Vorhaben eine Ko- 
ordination und Abstimmung im Rahmen der föderativen Struk- 
tur der Bundesrepublik erstrebt, um auf optimale umweltver- 
trägliche Regelungen hinzuwirken . 

Die Bundesregierung wird die Prüfung der Umweltverträglich- 
keit auch auf die Vorbereitung international wirksamer Maß- 
nahmen erstrecken. Dies wurde für die Entwicklungshilfe be- 
reits im Bericht zur Entwicklungspolitik der Bundesregierung 
vom 9. November 1973 (Drucksache 7/1236, Seite 69) zum Aus- 
druck gebracht. 

Die Bundesregierung hat mit dazu beigetragen, daß die Not- 
wendigkeit einer Prüfung der Umweltverträglichkeit öffent- 
licher Maßnahmen in das Umweltaktionsprogramm der EG auf- 
genommen wurden, im Rahmen der Arbeiten des Europarates 
behandelt und im Entwurf einer Umweltresolution der KSZE 
reflektiert werden. 

Planung in Grenzgebieten 

Die Bundesregierung schenkt seit Jahren der bilateralen Zu- 
sammenarbeit mit den Nachbarstaaten ihre besondere Aufmerk- 
samkeit. Bilaterale Raumordnungskommissionen bestehen mit 
den Niederlanden (seit 1967), Belgien (seit 1971), der Schweiz 
(seit 1973) und Österreich (seit Juli 1974). Mit Frankreich wird 
seit längerem die Institutionalisierung der Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Raumordnung angestrebt und im Rahmen der 
für das deutsch-französisch-luxemburgische Industriedreieck be- 
stehenden Regierungskommission bereits praktiziert. Die Bun- 
desregierung ist auch bereit, mit ihren östlichen Nachbarstaaten 
auf dem Gebiet der Raumordnung zusammenzuarbeiten. 

Diese grenzüberschreitende Zusammenarbeit betrachtet die Bun- 
desregierung als ein wichtiges Instrument zur Verbesserung 
der Lebens- und Arbeitsbedingungen der in den Grenzgebieten 
lebenden Bevölkerung, zur Förderung der Durchlässigkeit der 
Grenzen sowie zur grenzüberschreitenden Abstimmung aller 
raumordnungsrelevanten nationalen Planungen und Maßnah- 
men von grenzüberschreitender Bedeutung, nicht zuletzt auch 
der Planung der Landnutzung und der Planungen und Maßnah- 
men des Umweltschutzes. 

In ihrem Bestreben um eine ständige Intensivierung der grenz- 
überschreitenden Zusammenarbeit sieht sich die Bundesregie- 
rung im Einklang mit den Beschlüssen der Europäischen Raum- 
ordnungsministerkonferenz über die Förderung der Zusammen- 
arbeit in den Grenzgebieten. In der Schlußresolution der 2. Eu- 
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ropäischen Raumordnungsministerkonferenz, die die volle Zu- 
stimmung der Bundesregierung gefunden hat, ist u. a. auch die 
ausdrückliche Forderung erhoben worden, daß die grenzüber- 
schreitende Raumordnung demokratisch sein müsse, d. h. daß 
sie unter Beteiligung der betroffenen Bevölkerung und ihrer 
politischen Vertreter erfolgen muß. 

Ein dringliches Problem, das selbst im Zeitalter des zusammen- 
wachsenden Europas in wesentlichen Teilen noch ungelöst ist, 
ist das der praktischen Zusammenarbeit von Gemeinden dies- 
seits und jenseits von Staatsgrenzen. Der Ausschuß für Zusam- 
menarbeit für kommunale und regionale Angelegenheiten des 
Europarates hat zu diesen Fragen eine Untersuchung durch- 
geführt, welche die Schwierigkeiten aufzeigt und Lösungsvor- 
schläge unterbreitet. Der Ausschuß beabsichtigt den Entwurf 
einer Entschließung oder einer gemeinsamen Rahmenkonven- 
tion vorzulegen, der es den Gemeinden erleichtert, über die 
Grenzen hinweg zusammenzuarbeiten. Das Großherzogtum 
Luxemburg und das Land Rheinland-Pfalz beabsichtigen einen 
Staatsvertrag abzuschließen, der es den Gemeinden im Grenz- 
gebiet erlaubt, wasserwirtschaftliche Maßnahmen, vor allem 
den Bau und die Unterhaltung von Kläranlagen gemeinsam zu 
verwirklichen. Durch den Abschluß des Staatsvertrages sollen 
die Voraussetzungen für die notwendige Bildung von Zweck- 
verbänden, kommunalen Arbeitsgemeinschaften und öffentlich- 
rechtlichen Vereinbarungen geschaffen werden. 

Im Bereich der internationalen Zusammenarbeit zum Schutz 
der Binnengewässer gibt es - zum Teil seit langem - folgende 
Gremien; 

— Internationale Kommission zum Schutz des Rheins gegen 
Verunreinigung sowie die Internationalen Kommissionen 
zum Schutz von Mosel und Saar, 

— Ständige Deutsch-Niederländische Grenzgewässerkommis- 
sion, 

— Internationale Kommission zum Schutz des Bodensees gegen 
Verunreinigung. 


Verursacherprinzip 

Das Verursacherprinzip ist bereits Bestandteil der Umweltpoli- 
tiken der UNO, der OECD und der EG. Gegenwärtig werden 
auslegende Anwendungsregeln für das Verursacherprinzip im 
Rahmen der EG und der OECD erarbeitet, die in der Ratssit- 
zung vom 7. November 1974 bzw. der Sitzung des OECD-Um- 
weltausschusses auf Ministerebene am 13./ 14. November 1974 
verabschiedet werden sollen. 

Grundsatz des Verursacherprinzips ist es, alle Kosten einem 
Produkt zuzurechnen, die bei seiner Erzeugung entstehen. Dazu 
gehören die durch den Umweltschutz verursachten Kosten. Ob 
und in welchem Umfang sie mit allen übrigen Kosten an den 
Verbraucher weitergegeben werden können, darüber entschei- 
det der Markt. 
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Eine Verminderung der Kostenbelastung aus Umweltschutz- 
gründen ergibt sich gegenwärtig aus der steuerlichen Begünsti- 
gung gemäß §§ 79, 82 und 82 e EStDV. Die Bundesregierung hat 
darüber hinaus im Entwurf eines Dritten Steuerreformgesetzes 
zusätzliche steuerliche Begünstigungen für Umweltschutz- 
investitionen vorgesehen. Danach sollen die entsprechenden 
Investitionen in einem Zeitraum von fünf Jahren erhöht ab- 
geschrieben werden können. Diese Vorschriften, die im Rahmen 
des Einkommensteuerreformgesetzes vom 5. August 1974 aller- 
dings noch nicht verabschiedet worden sind, werden die Be- 
lastung aus Umweltschutzmaßnahmen teilweise verringern. 

Energie 

Die Empfehlung, im Rahmen der Vereinten Nationen inter- 
nationale Maßnahmen zu treffen, um die Frage einer ratio- 
nellen Nutzung der Energie sorgfältig zu untersuchen und dar- 
auf aufbauend ein Energiesparprogramm aufzustellen, wird der- 
zeit für nicht realisierbar gehalten. 

Es erscheint zweckdienlich, zunächst die bei der OECD und der 
EG bestehenden Aktivitäten fortzusetzen. 

Der Ministerrat der EG hat am 17. September 1974 Maßnahmen 
zur rationelleren Energieverwendung und Energieeinsparung 
zum Zwecke der Senkung der Wachstumsrate als Leitlinie künf- 
tiger Politik bekräftigt, über die Überlegungen der Kommis- 
sion der EG, die Gegenstand der Prüfung durch den Minister- 
rat sein werden, wurde der Deutsche Bundestag bereits unter- 
richtet (Drucksache 7/2336 vom 1. Juli 1974). 

Nicht erneuerungsfähige Hilfsquellen 

Die Empfehlung zur selbstverantwortlichen Eindämmung der 
Nachfrage nach nicht erneuerungsfähigen Rohstoffen ist zu 
unterstützen. Die Bundesregierung erarbeitet zur Zeit ein Ab- 
fallwirtschaftsprogramm, das u. a. die Wiederverwendung und 
Wiederverwertung von Abfallstoffen und damit die Eindäm- 
mung der Nachfrage nach primären Rohstoffen zum Inhalt hat. 

VN-Konferenz/ Ausstellung über menschliche Ansiedlungen 

Die Delegation der Bundesrepublik Deutschland ist schon auf 
der 2. Sitzung des UNEP- Verwaltungsrates 1974 in Nairobi da- 
für eingetreten, daß „Habitat 76" eine Informationsbörse für 
den Austausch von bewährten, in der Praxis erprobten Lösun- 
gen auf dem Gebiet menschlicher Ansiedlungen darstellen soll. 
Die Bundesregierung wird sich für diese Konzeption auch im 
Vorbereitungsausschuß für die Konferenz/ Ausstellung einset- 
zen. Mit der Vorbereitung der Beiträge der Bundesrepublik ist 
eine interministerielle Arbeitsgruppe befaßt. 

Umweltprogramm der Vereinten Nationen (UNEP) 

Die Bundesregierung unterstützt die III. Internationale Parla- 
mentarierkonferenz zu Umweltfragen in dem Anliegen, daß 
eine besser koordinierte und straffere Programmplanung er- 
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folgt. Die Bundesregierung hat sich ständig - vor allem auf der 
2. Sitzung des UNEP-Verwaltungsrates - dafür eingesetzt, daß 
UNEP hauptsächlich Projekte von weltweiter Bedeutung för- 
dert. Dazu gehört in erster Linie der Aufbau des Erdwacht- 
Programms. Wenn der Aktionsplan dennoch viele Projekte von 
nur regionaler oder örtlicher Bedeutung enthält, so ist dies da- 
durch bedingt, 

— daß das Problembewußtsein für die Bedeutung weltweiter 
Umweltbelastungen noch nicht in allen Ländern vorhanden 
ist, 

— daß die Lösung bestimmter regionaler Probleme durchaus 
von weltweiter Bedeutung ist, 

— daß Kompromisse zwischen der Bereitschaft, an der Lösung 
weltweiter Umweltprobleme mitzuarbeiten, und der Not- 
wendigkeit, dringende nationale und regionale Probleme 
zu lösen, gefunden werden müssen. 

Die Delegation der Bundesrepublik Deutschland hat auf der 
2. Sitzung des Verwaltungsrates den hohen Anteil der Verwal- 
tungskosten und die Vielzahl von geplanten Seminaren und 
Expertentreffen kritisiert. Jedoch wird UNEP auch bei sparsam- 
ster Verwaltung und konzentriertem Einsatz von Mitteln nicht 
in der Lage sein, unmittelbare Maßnahmen zur Förderung der 
Umweltqualität zu treffen. Zur Durchführung fehlen UNEP die 
finanziellen, personellen und technischen Mittel. Kraft Auftrags 
und mit einem Haushalt von etwa 100 Mio US Dollar für den 
begrenzten Zeitraum von fünf Jahren (1973 bis 1977) hat es im 
wesentlichen die Rolle eines Anregers und Katalysators für 
Aktivitäten der VN-Sonderorganisationen übernommen. Für 
seinen Erfolg ist die Zusammenarbeit mit den Sonderorganisa- 
tionen entscheidend. Auf der zweiten Sitzung des Verwaltungs- 
rates hat die Delegation der Bundesrepublik deshalb eine Re- 
solution unterstützt, in der die Sonderorganisationen aufgefor- 
dert werden, UNEP mit Informationen zu versorgen. Diese 
Resolution liegt gegenwärtig der 29. VN-Generalversammlung 
zur Beschlußfassung vor. Die Bundesregierung bemüht sich 
außerdem, ihre Stellungnahme in den Lenkungsgremien der ver- 
schiedenen Sonderorganisationen, denen sie angehört, zu koor- 
dinieren, um auf diese Weise die Zusammenarbeit auf dem Um- 
weltsektor innerhalb der VN-Familie zu fördern. 


2. a) Ist die Bundesregierung bereit, dem Bundestag darüber zu 
berichten, wo ggf. in der Zusammenarbeit mit dem Umwelt- 
programm der Vereinten Nationen die Gründe für gewisse 
Schwierigkeiten, insbesondere bei der Finanzierung zu suchen 
sind? 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß UNEP finanzielle 
Schwierigkeiten hätte, das beschlossene Programm durchzufüh- 
ren. Es liegen ausreichend Zusagen für den 100-Mio-Dollar- 
Fonds vor. 

Auf der 2. Sitzung des Verwaltungsrates hat eine Gruppe von 
Entwicklungsländern unter Führung Jamaikas die Gründung 
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eines Sonderfonds für menschliche Siedlungen gefordert. Nach 
langen Verhandlungen konnte ein Kompromiß erreicht werden, 
an dessen Ausarbeitung die Delegation der Bundesrepublik 
Deutschland maßgeblich beteiligt war. Er sieht vor, daß dem 
Programmbereich „Menschliche Siedlungen" ab 1. Januar 1975 
eine Internationale Stiftung zugeordnet wird, die aus dem 
UNEP-Fonds in den nächsten vier Jahren 4 Mio Dollar erhalten 
soll. Als Zweck der Institution wurde bestimmt, technische 
Hilfe und Kapitalhilfe zur Förderung des Siedlungswesens, und 
zwar unter Umweltaspekten, zu mobilisieren. Nach Auffassung 
der Bundesregierung können die Programmschwerpunkte mit 
den vorhandenen Mitteln durchgeführt werden. 


2. b) Ist die Bundesregierung bereit, dem Bundestag darüber zu 
berichten, welchen Schritten auf internationaler Ebene sie 
Priorität gibt? 

Die Bundesregierung hält die Frage durch die Antwort zu 
Frage 1 bereits für beantwortet. 


8 



